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Die Geschlechterpolitik der Wende

Der vorliegende Beitrag will Ausrichtungen und Entwicklungen, Widersprüche
und Ambivalenzen im Geschlechterprojekt der national-konservativen Regierung
von FPÖ und ÖVP näher beleuchten, Nebelwände zwischen emanzipatorischen
und f:uniliär traditionellen Diskursen und Wirkungen lichten, die Konturen und
insbesondere die mittel- und langfristigen Konsequenzen dieser »Politik ftir alle
Frauen« 1 besser erkennen. Es gilt, ein luzides Bild hinter dem Tempo und der
Elasti7ität von Forderungen, Statements und gesetzlichen Beschlüsscn zu skizzie-
ren. In methodischer Weisc nähere ich mich dem Anliegen über folgende inhalt-
liche Zugänge: Geschlechterpolitik versus Gleichstellunb"Spolitik; Präsenz von Frau-
en in der Politik; ambivalente Individualisierungs- und Familialisierungsaspekte
politischer Entscheidungen.

1. Geschlechterpolitik versus Gleichstellungspolitik

Gnmdsätzlich ist festzuhalten, dass im ersten Jahr der FPÖ/ÖVI-'-R.egierung und
Parlamentsmehrheit der Geschlechterpolitik im Kontext einer gewendeten Ge-
seIlsduftspolitik großes Interesse, Aufi11erksamkeit und Zuwendung entgegen ge-
bracht wurde. Karenz- bzw. Kindergeld blieben monatelang auf der parteipoliti-
schen und medialen Tagesordnung, die gesetzliche Regelung der Gemeinsamen
Obsorge im Kindschaftsrecht wurde, ohne Zustirnrnung der parlamentarischen
Opposition, rasch verabschiedet, Veränderungen im sozialpolitischen Bereich wie
die Neuregelung der Mitversicherung von Ehepartnerlnnen/Lebenspartnerinnen
oder der Familienzuschläge bei der Arbeitslosenversicherung wirken sich ebenso
wie die Kürzungen/Streichungen von Subventionen fiir Frauenprojekte auf die
Organisation der Geschlcchterverhältnisse, auf die strukturellen Konsequenzen der
Geschlechtszugehörigkeit als Faktor der Positionierung, Platzzuweisung und Ar-
beitsteilung aus. Ein Kennzeichen dieser Politik ist, dass sie zwar in vehementer
Weise an der Herstellung von Geschlechterverhältnissen und an der handlungs-
und verhaltensnorrnierenden Bedeutung des sozialen Geschlechts (des weiblichen
wie des männlichen) beteiligt ist, dass sie aber von den politischen Kräften einzig
in der sozial- und familienpolitischen Agenda subsumiert oder einfach nur als
Thema, das Frauen betrifft, diskutiert wird. Die politischen Debatten vermeiden
den relationalen Aspekt ebenso wie die geschlechtsspezifische KonfliktJage anzu-
deuten. Ein weiteres Kennzeichen dieser Geschlechterpolitik ist, dass sie nicht im
Zielhorizont von (sozioökonornischer) Gleichheit zwischen den Geschlechtern,
von gleicher Chancen- und Risikoverteilung und von Abbau des strukturellen
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Machtgefj.lles angelegt ist.2 Diese Gesehleehterpolitik istdezidiert nicht.01cich-
stellungspolitik.J Die beiden Regierungsparteien FPÖ'iirld'ÖVr arbeiten, so dIe
nler veftfeUhe These, vielmehr an einem Gesellschaftsprojekt, das sich in der
Triade »Nation - ranÜlie - wirtschaftlicher Neoliberalismus<, entfalten soll. Das
Natioll;~~-;;;;-;;tionale Bedi.j;fi~i~~-c~nach Zu'geh'örigkeit und Identität zu be-
friedigen; die Familie unl der Gesellschaft das Get"lihl von Nähe und Obdach zu
erhalten, die durch wirtschaftsliberale Großzügigkeit und sozialstaatlichen Rück-
bau verloren gehen könnte; der wirtschaftliche Neoliberalismus, der Rechte, An-
sprüche und öfientlich angebotene Infrastruktur zurück ckingt und deren anstelle
das Leitbild des lcistungsßhigen Individuurns in den Mittelpunkt platziert.

Dieses Getiige gesellschaftlicher Ordnung verlangt zeitgleich nach traditionel-
len, f;unilialisierten Geschlechterrollen ebenso wie nach modernen, auf Indivi-
dualisierung und Eigenständigkeit basierenden Geschlechterverhältnissen - es ver-
langt nach der »Mutter«, die sich der inbndisch~llJ{inderschar widmet, und es
verlangt nach def",;Superfrau«, die idealtYl~ischerweise jung, flexibel und mobil,
jedoch ohne gleichstellungspotitische Intervention, Beruf, Familie und selbstbe-
stimmtes Leben schafft. Die Rolle der Politik bei der Herstellung dieser beiden
Lebenscntwürfe wird dabei recht unterschiedlich, ja geradezu konträr definiert.
Die »Mutter« soll weiter mit politischen Regelungen und finanziellen Maßnah-
rnen massiv unterstützt werden. Die erwerbstätige, eigenständige, »starke« Frau
wird lediglich kampagnisiert. Ein Beispiel: Die ÖVP-Offensive
»Stark.Schwarz.WeiblielH setzt aufindividuelle »weibliche Stärken«, will, dass Frau-
enselbstbewusst ihr eigenes Schicksal in die Hand nehmen, will die starken frau-
en erreichen." Als Mittel fiir den individuellen Erfolg, gilt, so der Rat des Hundes-
kanzlers, der Einsatz von Charrne.s Für Gleichstellungspolitik, d.h. für aktive
politische Maßnahmen zur Herstellung von Chancen- und Verteilungsgleichheit
zwischen Frauen und M;innern, fehlt das politische Programm, ganz besonders
fehlen die konkreten politischen Instrumente. Es fehlt weiters die Benennung
struktureller Probleme und Diskriminierungen, die politisch zu beseitigen wären,
damit aus den wenigen »starken Frauen« zukünftig mehr bzw. viele werden.

An den beiden Leitbildern - Mutter und Powerfrau - wird ein inkonsistentes
Politikverst;indnis dieser Regierungspolitik evident: Die Verfechter dieses Gesell-
schaftsprojekts beanspruchen einerseits, dass der Staat sich bei der Regulierung
und Gestaltung zurück halten solle, nämlich konkret dann, wenn es sich um die
Gestaltung eines geschlechterdemokratischen, gleichstellungsorientierten Arbei-
tens und Zusanunenlcbens handelt; sie beanspruchen andererseits, dass der Staat
regulative, protektionistische Maßnahmen setzen möge, nämlich konkret dann,
wenn es sich um Familie, Arbeitsmarkt und Migration handelt (z. 13.Quotenfest-
legung flir nicht-EU-BürgerInnen; Kindergeld um Familien zu stärken und um
inländische Arbeitskräfte zu produziered').

Ein erster 13dimd zur Geschlechterpolitik lautet also, dass Gleichstellung als
politisches Anliegen, das sowohl Maßnahmen gegen fortbestehende strukturelle
Diskriminierung als auch Maßnahmen der Förderung und Kornpensation enthält,
nicht zu erkennen ist. Darüber hinaus ist aber festzuhalten, dass einzelne Debatten
und Entscheidungen an Begriffe, Konzepte und Forderungen emanzipatorischer
Frauenbewegungen anknüpfen. Zurn Beispiel wird das semantisch in Kindergeld
transfonnierte Karenzgeld u. a. inl feministischen Forderungskomext einer öf-
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fentlichen Anerkennung von unbezahlter Frauenarbeit diskutiert. Vor diesem Hin-
tergrund diskursiver Anschlussstellen des Projekts »Österreich neu regieren«7 mit
feministischen Interpretationspotentialen ist es wesentlich, die Bedeutungsverschie-
bungen zu benennen (z.13.anstelle von3ß.-~, wie es das Gleichbehandlungs~
gesetz vorsieht, wird mit »Anerkennung« argumentiert8) und nach den mitteI-
und hngerfristig f~lInilialisi~;nd wirh:;~·d'7;n Maßnahmen zu fragen.

2. Mehr Frauen in die Politik

Hinsichtlich der Präsenz von Frauen in der Regierung sind zwei Aspekte aufEtl-
lend bzw. sogar überraschend:
a) Der Frauenanteil in der Regierung ist der höchste in der Zweiten Republik -

irn Kabinett Schüssel I sind von 16 Regierungsmitgliedern (einschließlich Staats-
sekretärInnen) fünf Frauen (Stand Jinner 2001); im Kabinett Klima I waren
von ebenfaUs 16 Regierungsmitgliedern vier Frauen, irn Kabinett Vranitzky 111
waren von 20 Regienmgsmitgliedern sechs Frauen. Volls6ndigkeitshalber ist
zu erwähnen, dass im selben Zuge der Frauenanteil im Parlarnent gesunken ist.

b) Die weiblichen Regierungsmitglieder leiten nicht »typisch« weibliche Ressorts
- Vizekanzlerin, Außenministerin, Bildungsministerin, Infrastruktunninisterin,
Staatssekretärin Hir Tourismus (StandJinner 2001). Ressorts mit Agenden hin-
gegen, die unmittelbar auf Geschlechterverhältnisse und die strukturelle Ar-
beitsteilung symbolisch wie materiell einwirken, werden von Männem geleitet
(siehe unten).

Zu a): Diese relativ gesehen hohe Präsenz von Frauen knüpft an gängige frauen-
politische Forderungen nach besserer Vertretung und Mitwirkung in Entschei-
dungspositionen an. Perninistische Analysen und Forderungen identifizieren eine
gleiche Partizipation und R.epräsentation von Frauen und Männern als wesentli-
che Voraussetzung ftir »Die ganze Demokratie«~ oder »Geschlechterdemokratie«.
Die Akteurlnnen der Regierung geben sich mit der Entscheidung, mehr Frauen
in politische Spitzenpositionen zu haben, ein frauenfreundliches hnage und kön-
nen dadurch, zurnindest vordergründig, feministische Kritik neutralisieren. Dies
ohne dass mit dieser vers6rkten Pr;isenz auch Cleichstellungsanliegen intendiert
wären. Zumindest legt der Bundeskanzler beim ÖVP-Frauenkongress im No-
vember 2000 eine diesbezügliche Schlussfolgerung nahe:

»Die wirklich unmöglichen Sager kommen eigentlich nie von Frauen. Sie kom-
men fast immer von Männern, die nicht in der Lage sind, mit einer kritischen
oder schwierigen Situation umzugehen .... Eine Frau würde z. l3. nie sagen, »der
Herr XY ist völlig von Sinnen« .... da sich Frauen einfach zu gut Hir einen solchen
Stil sind. Daher: Mehr Frauen in die Politik - und in Verantwortungspositio-
nen!(,l0

Zur Relativierung der realpolitischen Bedeutung der Präsenz bleibt darüber
hinaus anzumerken, dass selbst diese verstärkte Präsenz von Frauen in bisher pri-
mär Männern vorbehaltenen PolitikfCldern entsprechend einer quantitativ ausge-
richteten systernatischen Beobachtung der Gruppe Media-Watch nicht zu einer
Korrektur der medialen Pr;ise1l7von Frauen in ORF~Nachrichtensendungen fi.ihrte.
Die politische Herichterstattung ist unverändert von Meldungen von Politikern
bzw. über Politiker dOlniniert.11
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Zu b): Zweifelsohne ist ein hoher Frauenanteil in politischen Entscheidungsposi-
tionen ein erfreulicher Befund. Doch garantiert alleine die biologische Ceschlechts-
zugehörigkeit, eine Politikerin irn Amte sozusagen, noch nicht, dass auf der Out-
putseite Frauen- bzw. Gleichstellungspolitik im Sinne von Chancengleichheit und
Gleichstellung der Geschlechter forciert wird. Denn gerade jene Institution, die
explizit Gleichstellung als politische Agenda auf der Regierungsebene zu vertre-
ten hatte, närnlich die Frauenrninisterin, existiert nicht mehr. Mit der Bildung des
Kabinetts Schüssel/Riess-Passer wurde die Einrichtung der Frauenministerin im
Bundeskanzleramt aufgelöst, die sog. Frauenagenden ressortieren seither teils im
Blmdesministerium für Soziale Sicherheit und Generationen (Elisabeth Siek! wurde im
November 2000 von Herbert Haupt abgelöst), und teils im Blmdesministerium ßir
Wirtscluifi: und Arbeit (Martin Bartenstein). Eine praktische Konsequenz der Auflö-
sung der ressorteigenen Frauenpolitik und der Ressorteinteilung ist, dass die poli-
tische Zuständigkeit für die noch verbliebenen »Frauenbereiche« ausschließlich
bei Männern liegt. Gerade jene Themen und Konfliktlagen, die unmittelbar rnit
dem weiblichen Lebenszusammenhang konnotiert sind und von denen Frauen
aufgrund der bestehenden strukturellen Arbeitsteilung (z.B. DoppelbeJastung von
Berufs- und Familienarbeit) ganz besonders betroffen sind, werden ausschlieBlich
von M;innern verhandelt.12

Die Ernennung von Bundesminister Haupt, in dessen Ressort nun ein Teil der
Frauenagenden angesiedelt ist, zum »Frauemninister« wurde einerseits progressiv
als eine Art Rollentausch inszeniert - sogar ein Mann kann in dieser Regierung
»Frauenminister« werden! - andererseits von der parlamentarischen Opposition
und von Frauengruppen kritisiert. Aber von beiden Seiten, von BefürworterIn-
nen wie Kritikerlnnen, wurde auf der semantischen Ebene von »Frauemninister«
und nicht von Glcichstellungsminister gesprochen. Selbst bei den kritischen Stim-
men dominiert die Bezugnahme auf eine biologische Gruppe und nicht die Beto-
nung der Rclationalität von Geschlcchterfragen als Verteilungsfragen. Auf dieser
Folie antwortete der Bundeskanzler dann mit dem Hinweis, dass es diskrirninie-
rend sei, die Geschlechtszugehörigkeit als (Dis-)Qualifikationskriteriunl für ein
politisches Amt heran zu ziehen. Mit diesem Hinweis wird einerseits ferninisti-
sehes Alltagswissen hinsichtlich der Diskriminierung aufgrund der Ceschleehtszu-
gehörigkeit adressiert; andererseits unterstreicht die offizielle Argurnentationslinie
einmal mehr, dass es in Österreich bisher nicht gelungen ist, deutlich zu Inachen,
dass sich Gleichstellungspolitik als Verteilun,«s- ..bzUJ. [htl1!erteiltmgspolitik zwischen
Frauen Ul1CCMal-lnern;:;.;a-terhilslertund sich nicilt in einer Vagheit der Betroffen-
heit oder der Verbesserung von Lebensbedingungen erschöpft (z.B. nach dern
Motto: ein bissehen Sozialpolitik zur Entsdürfung weiblicher Notlagen). Wenn
Frauen- bzw. Gleiehstdlungspolitik als Interessen- und Verteilungspolitik defi-
niert wird, dann ist es fiir die M;iehtigkeit von Fraueninteressen ein Handikap,
wenn ausgerechnet dieses Politikfeld, das ohnehin in einem eindeutig nünnlieh
dominierten politischen Kanon steht, auch von einem Mann repräsentiert wird.
Frauen- und Gleichstellungspolitik ist historisch gesehen das Ergebnis des Enga-
gernents und des politischen Drucks der Neuen Frauenbewegung. Die femini-
stisch sozialisierten Frauenpolitikerinnen hatten ihre politische Hausmacht in der
Frauenbewegung und definierten die Ziele und Forderungen des Politikfcldes



Die Geschlechterpolitik der Wende 35

Fr~ll_~_I!-::!!I?:<:i~tt;:i(;hstelhJrlgspolitikim Kontext von weiblicher Eigenständigkeit
und Sc1bstbestinlnWJ::lg.~~Ein »Prauenminister« i;t n{d;t zuletzt a{lfgrund der pofi:"
tischen Entstehungsgeschichte und der Wechselbeziehungen von Frauenbewe-
gung und Frauenpolitik fiir die Aufgabe, Chancengleichheit und Umverteilung
herzustellen, wenig geeignet. D. h. aber, dass für die Qualifikation zur Leitung der
Frauen- und Gleichstellungsagenden nicht das biologische Geschlecht entschei-
dend ist, sondern einzi~ das soziale Geschlecht un.~tg_~!----p'<:litische-~',).lk,--z_urEgali-
sierung der Geschlechterverhältnisse. - -- ----__0 _

3. Individualisierung und Familialisierung

1m ersten Jahr der Regierungstätigkeit sind Aussagen zu Maßnahmen/Regelun-
gen im geschlechterpolitischen Bereich oft von großer Beliebigkeitgekcnnzeich-
net gewesen. Heute so, morgen anders - dieses Vorgehen kann Puzzle eines tak-
tischen Verwirrspiels ebenso wie Ausdruck mangelnder Kompetenzen sein.

Im Bereich der Sozial- und Farnilienpolitik ist darüber hinaus zu beobachten,
dass neben Maßnahmen, die potentiell auf der Folie einer partnerschaftlichen
Grundhaltung entstanden hätten sein können, rnit Maßnahmen eines konservati-
ven Pamilien- und Sozialpolitikansatzes, den die Literatur als Ernährermodell be-
schreibt14, koexistieren. Individualisierung und hnnilialisierung sind die Schlüs-
selbegriffe. Ich darf dies anhand einiger Beispiele aufzeigen:

f)as_t<:irllfe~Reld wird u.a. mit dem Hinweis gepriesen, dass individuell die Arbeit
von Frauen entIohnt werden sol]!" - übrigens ein Anliegen, das von difTerenzori-
entierter felninistischer Seite mit dem Stichwort der »Neubewertung von Arbeit«
diskutiert wird. An diesem Beispiel wird deutlich, wie entscheidend der jeweilige
gesellschaftliche Kontext für die Realisierung einer Forderung sein kann bzw. ist.
Da nämlich parallel zum Kindergeld eine Behaltdrist oder eine eigensündige Pen-
sionsregelung nicht in Aussicht stehen und ein adäquates Angebot an Kinderbe-
treuungseinrichtungen nicht gesichert ist, ja im Zuge der finanziellen Mittehnn-
schichtung eine Verschlechterung der Infrastruktur bcflirchtet wird, könnte nicht
Individualisierung von Frauen, sondern Eunilialisierung das Ergebnis sein. Fami-
lialisierung deshalb, weil mit den öffentlichen Aufwendungen fur das Kindergeld
die Rahmenbedingungen fiir eine kontinuierliche Erwerbstätigkeit eher ausge-
höhlt und jene fur berufliche Diskontinuibt angereizt werden.

Die Änderungen der Mitversichcrun,e von hauen (Ehe und Lebensgemeinschaft)
ohne Betreuungspflichten gehen grundsätzlich mit gleichstellungspolitischen Ar-
gumenten und Ausrichtungen konfonn. Gerade die Mitversicherung aufgrund
des Ehestatus ebenso wie Begünstigungen von Alleinverdienern werden als patri-
archale Subventionierung der Ehe, die sich gegen Individualisierungstendenzen
wenden, kritisiert. Wanun aber wird diese Logik der Individualisierung der Sozi-
alleistungen nicht gleichzeitig auch auf Regelungen wie die Anrechnung des Part-
nerlneinkonnnens bei der Notstandshilfe/Sondemotstandshilfe oder bei Rege-
lungen einer eigenständigen Alterssicherung angewendet?

Mit 1.1.2001 ist die Regelung der Gemeinsmnen Obso~c für Kinder im Falle
einer Scheidung der Eltern in kraft getreten. Sie ist eine Regelung, die prinzipiell
mit einem parwerschaftIichen Familien- und Erwerbsmodell korrespondiert, sie
w;ire die logische Konsequenz einer an Partnerschaft orientierten Ceschlechter-
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und Kindpolitik. Da diese Maßnahme aber in eine politische Kultur und Debatte
eingebettet ist, die die berufliche Diskontinuität stärker unterstützt als die ökono-
mische Eigenständigkeit und existenzsichernde Erwerbstätigkeit von Frauen ist
gerade die Anknüpfung an ein partnerschaftliches Modell nicht angebracht. Die
Skepsis wird dadurch untennauert, dass gerade jene politischen Kräfte, die noch
vor ein paar Jahren vehement gegen einen LebellSentwurf auftraten, in dem die
Teilung der lletreuungsarbeit »normal« gewesen wäre - halbe/halbe -, nun fiir die
Teilung der Obsorge nach der Trennung der Eltern eintreten. Der soziale und
politische Kontext, in dem diese Maßnahme stattfindet, ist das Prahlenl, nicht die
Maßnahme an sich.

4. Resümee

Als Resümee zur Geschlechterpolitik der gewendeten Regierung darf ich drei
Punkte zusammenfassen:

Erstens: So ambivalent einzelne sozial- und familienpolitische Debatten und
Maßnahmen beurteilt werden können, so klar fehlt~i!le P~!itif, die die kontinu-
ierliche, diskriminierungsfreie Erwerbsarbeit von Frauen unterstützt. Erwerhstä-
tigkeit von Frauen taucht lediglich im politischen Rahmen des Unterbrechungs-
szenarios auf - Kindergeld bzw. Kinderscheck -, sie taucht nicht in einem Szenario
einer chancengleichen und kontinuierlichen Erwerbsarbeit auf. Hier ist eine Ver-
schiebung der Perspektive, entlang der Frauen politisch behandelt werden, festzu-

--stellen: SdElsi:·aii.~FrageC1erKarenzierung wird nicht mehr unter dem Aspekt der
berufstätigen Frau, sondern unter dem Aspekt der kinderbetreuenden Mutter ab-
gehandelt.ll> Die Forderung »Karenzgeld flir alle« leitete den Perspektivenwechsel
ein, der Begriff Kindergeld eskamotiert allt:illige Assoziationen 1nit Herufsütig-
keit.

Zweitens: Die Politik, die das Verhältnis der Geschlechter sowie die Bedeu-
tung des sozialen Geschlechts fiir die Ressourcenverteilung und Positionszuord-
nung beeinflusst bzw. regelt, ist nicht 1nehr im Forderungskontext einer Politik
der (JJan~~~Dgleichh~itangesiedelt. Geschlechterpolitik ist vielmehr Frauenpolitik
i1n Sinne einer Politik, die Frauen (auch) betrifli: - z.B. Cemeinsame Obsorge -,
sie ist jedenfalls nicht Cleichstellungspolitik.

Drittens: J~:inzelll,e.M;lßnahmen erlauben nur sehr beschränkt Aussagen über
das Gesellschafts=.lllld_Geschlechterprojekt, sondern die Maßnahmen und Debat-
ten sind auf Widersprüche hin zu untersuchen, die mittel- wie langfristigen Kon-
sequenzen sind in den Blick zu nehmen und die Diskussionsstränge sind vor dem
I Iintergrund dg.sg:;::i"kn,pQ1iü;;c!le Kontexte .zu verIletzcu •.um schließlich ein
kohäsives Gesellschaftsbild erkennen zLl.k.9nn~.!1.
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Anmerkungen

I Rcgicrungsübcrcinkomrnen "Österreich neu reb>1eren«,3. Februar 2000.
2 Zu Gleichstcllungsp01itik vgL: Rost'nbngt'r 1995; Cordes 1995; Köpl 19YY
3 Im Regierungsübereinkommcn "Östcrrcich ncu rcgicrcn« vorn 3. Ft'bruar 2000 kommen

kein einziges Mal die Begriffe Gleichstcllung, Gleichstcllungspolitik odt'r G1t'ichbehand-
lungsgesetz vor. Das Kapitel »Politik für Frauen« ist cingelcitct mit »Gleichbcrcchtigung und
Partnerschaft von Frau und Mann« (S. 31).

4 Vgl. Frauen Impuls, Sondernummer 19, Septembcr 2000.
5 Bundeskanzler Schüssel bcim ÖVP-Fraucnkongrcss arn 4. Novt'mber 2000 in Gmunden,

zitiert nach http://www.trauenotlcnsivc.at (12. Jinncr 2(01): "Selbstbt'wusst st'in ... und
zugleich auch die Mittel einsetzen, die den Frauen zur Vcrfligung stchcn - Mittd dit' M;in-
ner auch h;ittt'n, sich dessen aber viel zu wenig bewusst sind: denn Charme ist ja an und fur
sich gcschlechrsncutral. In diesem Sinne, glaube ich, dass doch vieles notwendig und mög-
lich ist«.

6 Vgl. dazu Bundesministcr l1aupt in Dcr Stand;lrd, 27.De7t'mbt'r 2000: "Wichtig ist eine
Steigerung der Zahl der Erwerbsütigen. Ich habc dic HoftrlLlng nicht aufgt'gt'bt'n, dass das
Kindergeld eine Trendumkehr bewirkt«.

7 Regienmgserklänmg vom Y. Februar 2000.
8 Zur theoretistehen Debatte um "Rechte« versus »Anerkennung« vgl. Frascr 1998.
9 Poster er '11., 1998; Bergqvist et al. 19Y9.
10 AUS7Ugaus der Rede von Bundeskanzler Schüssel beim ÖVP-Fraucnkongrcss arn 4. No-

vember 2000 in Gmunden, zitiert nach: http://www.frauenoffensivc.at (12. Jinncr 2(01).
11 Dcr Standard 30.12.2000.
12 Ein Beispiel: Im Jänncr 2001 beauftragt':' Bund,:,skanzl,:,rSchüssel zwei Männer mit der Aus-

arbeitung eines Rcgicrungsvorschlages 7um Kind,:,rgeld - Sozialminister Haupt und Wirt-
schaftsminister Bartenstein.

13 Vgl. Kreisky /Sauer 1999.
14 Vgl. Sainsbury 1999.
15 Vgl. Holz,:,r 1999.
16 Vgl. Ros,:,nb,:,rger 2000.
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